
INTERNATIONALE POLITIKANALYSE

 � Die meisten sozialdemokratischen Parteien in Europa haben in den letzten Jahren 
einen starken Mitgliederverlust erfahren. Doch ein detaillierter Blick in zehn europä-
ische Länder zeigt, dass die Mitgliederentwicklung durchaus unterschiedlich verlau-
fen und auf unterschiedliche Gründe zurückzuführen ist.

 � Die hier untersuchten Parteien haben in den letzten zehn Jahren im Durchschnitt 
24 Prozent ihrer Mitglieder verloren. Während die Sozialdemokraten in Großbritan-
nien, Deutschland, Österreich, Schweden und Polen teils weit über 20 Prozent ihrer 
Mitglieder verloren haben, büßten die spanische PSOE, die niederländische PvdA, 
die norwegische Arbeiderpartiet und die dänische Socialdemokraterne weniger als 
zehn Prozent ihrer Mitglieder ein und die PS in Frankreich konnte sogar einige dazu-
gewinnen. 

 � Als Reaktion auf den Mitgliederverlust werden oftmals innerparteiliche Organisa-
tionsreformen durchgeführt, die den Mitgliedern mehr Partizipationsmöglichkeiten 
bieten sollen. Ein Vergleich der Organisationsstatuten von zwölf sozialdemokrati-
schen Parteien hinsichtlich Mitwirkungsmöglichkeiten bei Wahlen, Anträgen, Kandi-
datenaufstellung, Referenden und Mitarbeit ohne Mitgliedschaft zeigt ein recht breit 
gefächertes Bild. Doch zeigt die Untersuchung, dass breite Möglichkeiten der Mitbe-
stimmung allein nicht ausreichen, um den Verlust an Parteimitgliedern zu stoppen.
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1. Einleitung

Die Feststellung eines anhaltenden Mitgliederverlusts 

der Volksparteien hat keinen Neuigkeitswert. Das Kon-

statieren einer Krise der Parteien gehört heutzutage 

ebenso zum common sense wie die angeblich beson-

ders missliche Lage für sozialdemokratische Parteien in 

Europa. Doch wie sieht die Mitgliederentwicklung für 

sozialdemokratische Parteien in Europa wirklich aus? Im 

Folgenden soll geklärt werden, wie viele Mitglieder die 

sozialdemokratischen Parteien in Deutschland (SPD), in 

Österreich (SPÖ), in Schweden (Socialdemokraterna), in 

Dänemark (Socialdemokraterne), in Norwegen (Arbei-

derpartiet), in Polen (SLD), in den Niederlanden (PvdA), 

in Großbritannien (Labour Party), in Frankreich (PS) und 

in Spanien (PSOE) verloren haben, welche Gründe für 

die Verluste zu finden sind, und wie die Parteien ihre 

Arbeit trotz weniger Mitglieder weiterführen oder durch 

eine Öffnung innerparteilichen Strukturen sogar neue 

Mitglieder hinzugewinnen können. In den Vergleich der 

innerparteilichen Mitbestimmungsmöglichkeiten werden 

außerdem die sozialdemokratische Partei in Slowenien 

(SD) sowie die zweite sozialdemokratische Partei in Polen 

(SDPL) einbezogen.

Die oben aufgeführten sozialdemokratischen Parteien 

haben in den letzten zehn Jahren insgesamt 537 571 

Mitglieder, also durchschnittlich 24 Prozent, verloren. In 

der Parteienforschung werden folgende Gründe für den 

Verlust von Mitgliedern der Massenparteien herausgear-

beitet (Wiesendahl u. a. 2009: 38):

 � wenig Möglichkeiten zur innerparteilichen Mitbestim-

mung,

 � fehlende Handlungsmöglichkeiten seitens der Par-

teien in einer internationalisierten Welt,

 � gesellschaftliche Wandlungsprozesse.

Maßnahmen gegen Mitgliederschwund müssen da an-

setzen, wo Parteien Handlungsmöglichkeiten haben. 

Gesellschaftliche Wandlungsprozesse sind von Parteien 

kaum oder höchstens langfristig zu gestalten. Konzepte 

im Umgang mit einer internationalisierten Welt zu ent-

wickeln, braucht ebenfalls viel Zeit. Deshalb konzentriert 

sich diese Analyse auf die Frage, welche Strategien sozi-

aldemokratische Parteien anwenden, um dem ersten der 

genannten Probleme zu begegnen: der geringen inner-

parteilichen Mitbestimmung.

Zunächst wird der Frage nachgegangen, ob die oben 

genannten Gründe für den Mitgliederschwund auf die 

hier untersuchten Parteien zutreffen, ob sich die Gründe 

unterscheiden und ob die Intensität der Verluste unter-

schiedlich ist. Nach einer Analyse der Mitgliederentwick-

lung wird als eine mögliche Strategie, auf diesen Mit-

gliederverlust zu reagieren, untersucht, inwieweit die 

Parteien die Möglichkeiten der innerparteilichen Mitbe-

stimmung erweitert haben.

Der Mitgliederschwund wirkt sich negativ auf die orga-

nisatorische Handlungsfähigkeit der Parteien aus, da so-

wohl die Beitragszahlungen als auch die freiwillige Mit-

arbeit zurückgehen. Darüber hinaus stehen die Parteien 

mit Mitgliederverlusten vor der Herausforderung, aus 

weniger Mitgliedern neue Eliten zu rekrutieren und mit 

weniger Mitgliedern ihre Wählerschaft zu mobilisieren. 

Der Mitgliederschwund hat aber nicht nur negative Aus-

wirkungen auf die Parteien selbst. In einer Demokratie 

haben die Parteien eine Schlüsselrolle in der Vermittlung 

zwischen Bürgern und Politik inne. Wenn es immer we-

niger Mitglieder gibt, ist fraglich, inwieweit die Parteien 

überhaupt noch den Willen der Bürger ausdrücken und 

repräsentieren (Wiesendahl u. a. 2009: 23).

Eine Demokratisierung der innerparteilichen Verfahren 

stellt eine Strategie dar, auf den Mitgliederschwund zu 

reagieren und Probleme, die dieser für die Funktionsfä-

higkeit der Parteien mit sich bringen könnte, zu lösen. Die 

innerparteilichen Satzungen der sozialdemokratischen 

Parteien gelten als zu undemokratisch und die Partizipa-

tionsmöglichkeiten als zu eingeschränkt. Diese Struktu-

ren entsprächen nicht mehr den Partizipationswünschen 

und dem Willen, an Entscheidungen aktiv mitzuwirken. 

Durch eine erhöhte Beteiligung der Mitglieder an Ent-

scheidungsprozessen würden diese stärker eingebunden 

und dadurch motiviert, sich intensiver für die Partei ein-

zubringen. Eine Demokratisierung der innerparteilichen 

Strukturen kann darüber hinaus dazu führen, dass wie-

der mehr Personen Parteimitglieder werden (Wiesendahl 

u. a. 2009).
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2. Daten und Methode

In dieser Studie werden neun westeuropäische Parteien1 

und drei osteuropäische Parteien2 der sozialdemokrati-

schen Parteienfamilie untersucht. Die Parteien werden 

untereinander, also im Querschnitt, aber auch im Hinblick 

auf ihre Veränderung innerhalb der vergangenen zehn 

Jahre verglichen.

2.1 Bestimmung der Mitgliederzahlen

Die Mitgliederzahlen der Parteien zu bestimmen, ist kom-

pliziert, denn es bestehen nicht in allen Ländern Register, 

die die Mitgliederzahlen archivieren. Auch die Parteien 

selbst haben nicht immer den Überblick über ihre Mit-

gliederentwicklung in den letzten Jahren. Hinzu kommt, 

dass unterschiedliche Definitionen darüber vorliegen, 

wer Parteimitglied ist. In der spanischen PSOE und der 

französischen PS gibt es beispielsweise die Möglichkeit, 

Sympathisant zu sein, in der schwedischen Socialdemo-

kraterna und der britischen Labour Party können ganze 

Gewerkschaften an die Partei angebunden werden. Die 

hier vorliegende Studie zählt nur Personen als Mitglieder, 

die einen regelmäßigen individuellen Beitrag zahlen.

Alle Parteien wurden für diese Studie mit der Bitte kon-

taktiert, die Mitgliederentwicklung der letzten zehn Jahre 

zu beschreiben. Wenn die Parteien diese Auskunft nicht 

liefern wollten oder konnten, wurde zunächst auf Fach-

literatur zurückgegriffen. In den Fällen, in denen auch 

die Fachliteratur keine aktuellen Zahlen liefern konnte, 

wurden Presseartikel als Informationsgrundlage genutzt. 

Die jeweils verwendete Quelle wird im Anhang genannt. 

Für die SD in Slowenien konnten leider keine Informati-

onen über die Mitgliederstärke gefunden werden. Für 

die polnische SDPL konnte lediglich die Mitgliederzahl im 

ersten Jahr ihres Bestehens ermittelt werden, weswegen 

sie auch erst wieder in der Analyse der Mitgliederstatuten 

behandelt wird.

1. SPD (Deutschland), SPÖ (Österreich), Socialdemokraterna (Schwe-
den), Socialdemokraterne (Dänemark), Arbeiderpartiet (Norwegen), PvdA 
(Niederlande), Labour Party (Großbritannien), PS (Frankreich) und PSOE 
(Spanien).

2. SLD und SDPL in Polen und SD in Slowenien.

2.2 Innerparteiliche Willensbildung

Um festzustellen, welche Möglichkeiten der innerparteili-

chen Willensbildung es in den hier untersuchten Parteien 

gibt, wurden die Statuten der jeweiligen Parteien heran-

gezogen. Diese waren für alle Parteien erhältlich.

3. Mitgliederentwicklung in den letzten 
zehn Jahren

Das Ende der Mitgliederpartei wurde in der Parteienfor-

schung vielfach behandelt. In den letzten zwei Jahrzehn-

ten haben die Parteien, die sich vor allem in den 1960er 

Jahren durch eine große Zahl an Mitgliedern ausgezeich-

net haben, Mitgliederverluste hinnehmen müssen. Zwar 

ist sich die Forschung einig, dass der Mitgliederschwund 

ein Phänomen der Gesellschaften des 21. Jahrhunderts 

ist. Über die Gründe und Auswirkungen auf die Parteien 

und die politischen Systeme gibt es in der Forschung in-

des verschiedene Ansichten (Wiesendahl u. a. 2009: 14f).

3.1 Mitgliederzahlen und Organisationsgrad

Tabelle 1 zeigt, dass alle der hier untersuchten sozialde-

mokratischen Parteien außer der französischen PS inner-

halb der letzten zehn Jahre Mitglieder verloren haben. 

Die Höhe der Verluste ist sehr unterschiedlich und liegt 

zwischen fünf Prozent in Norwegen und 43 Prozent in 

Großbritannien. Es ist zu erkennen, dass sechs der un-

tersuchten Parteien über 20 Prozent ihrer Mitglieder ver-

loren haben, die Verluste der restlichen vier liegen unter 

zehn Prozent. Im Durchschnitt hat sich die Mitgliederzahl 

der untersuchten Parteien um 24 Prozent reduziert, von 

2 200 647 auf 1 663 076 Mitglieder.

Wenn es um die Funktionsfähigkeit einer Partei in einer 

Gesellschaft geht, muss auch untersucht werden, wie 

hoch der Anteil der Parteimitglieder an der Bevölkerung 

ist. Daran kann man ablesen, wie stark eine Partei inner-

halb der Gesellschaft verankert ist, also wie hoch ihr Or-

ganisationsgrad ist. Die Entwicklung dieses Anteils kann 

Aufschluss darüber geben, ob es die Parteien mit einem 

hohen Organisationsgrad sind, die besonders hohe Ver-

luste hinnehmen müssen, und ob sich damit die Parteien 

hinsichtlich ihres Anteils an der Bevölkerung angleichen.
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In jenen Ländern, in denen insgesamt viele Menschen in 

Parteien organisiert sind, haben auch die sozialdemokra-

tischen Parteien mehr Mitglieder (siehe Tabelle 2). Die ho-

hen Zahlen bei der SPÖ und die wenigen Mitglieder der 

PS sind also nicht unbedingt spezifisch für die Sozialde-

mokratie, sondern Ausdruck der Sozialkultur der jeweili-

gen Gesellschaften (Biezen u. a. 2011: 20f). Erwartungs-

gemäß haben die Parteien, die insgesamt hohe Verluste 

an Mitgliedern hinnehmen mussten, auch die höchsten 

Einbußen hinsichtlich ihres Anteils an der Bevölkerung 

zu verzeichnen. Es ist aber kein Trend erkennbar, dass die 

Parteien mehr Mitglieder verlieren, deren Organisations-

grad höher ist, oder dass die Anteile der Parteimitglieder 

an der Bevölkerung sich angleichen würden. Eine Kon-

vergenz gibt es also nicht. Der Prozess läuft folglich nicht 

zwangsläufig ab, sondern hängt von den Kontexten und 

Handlungen der Parteien ab.

Tabelle 1: Mitgliederentwicklung

Parteien Mitgliederzahlen der Parteien 
(absolute zahlen)

2000 2010 Saldo

PS, Frankreich   148 795   200 299 +35 %

Labour Party, Großbritannien   311 000 (2001)   177 500 –43 %

PvdA, Niederlande    58 426    54 504  –7 %

Socialdemokraterna, Schweden   152 000 (2002)   100 000 –34 %

SLD, Polen    98 283    57 432 –42 %

Socialdemokraterne, Dänemark    50 248    46 011  –8 %

Arbeiderpartiet, Norwegen    52 900    50 268  –5 %

SPÖ, Österreich   384 328   275 000 –28 %

SPD, Deutschland   734 667   502 062 –32 %

PSOE, Spanien   210 000   200 000  –5 %

Summe/durchschnitt 2 200 647 1 663 076 –24 %

Tabelle 2: Anteil der Parteimitglieder an der Bevölkerung

Parteien Anteil der Parteimitglieder  
an der Bevölkerung über  
18 Jahre (in Prozent)

Anteil aller Parteien 
an der Bevölkerung 
über 18 Jahre

2000 2010 Saldo 2010

PS, Frankreich 0,32 0,40 +24 %  1,85

Labour Party, Großbritannien 0,70 (2001) 0,36 –48 %  1,21

PvdA, Niederlande 0,47 0,42 –12 %  2,48

Socialdemokraterna, Schweden 2,18 (2002) 1,35 –38 %  3,87

SLD, Polen 0,34 0,19 –45 %  0,99

Socialdemokraterne, Dänemark 1,20 1,07 –11 %  4,13

Arbeiderpartiet, Norwegen 1,54 1,34 –13 %  5,04

SPÖ, Österreich 6,07 4,02 –34 % 17,27

SPD, Deutschland 1,10 0,74 –33 %  2,30

PSOE, Spanien 0,65 0,53 –17 %  4,36

Quelle: Eigene Berechnungen und Biezen u. a. 2011.
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3.1 Gründe für den Mitgliederverlust

Die Gründe für den Mitgliederverlust ähneln sich bei den 

verschiedenen Parteien und lassen sich in vier Grundmus-

ter einteilen:

1. Der Verlust folgt einem allgemeinen Trend, denn alle 

Parteien verlieren Mitglieder

2. Die Mitglieder der Parteien werden immer älter, jün-

gere treten kaum noch in Parteien ein

3. Ein inhaltlicher Kurswechsel hat viele Mitglieder zum 

Austritt bewogen

4. Politische Skandale haben viele Mitglieder zum Aus-

tritt bewogen

Der Verlust an Mitgliedern der Socialdemokraterna lässt 

sich zum Beispiel durch einen allgemeinen Trend erklä-

ren. Bis auf die Grüne Partei haben alle Parteien Schwe-

dens Mitglieder verloren. Dies wird als eine Konsequenz 

aus der Enttäuschung der Bevölkerung über die etablier-

ten Parteien beschrieben (Roed 2009; Cederholm/Elias-

son 2010). Auch in Österreich nimmt die Mitgliedschaft 

bei allen Parteien seit den 1970er Jahren ab. Dies liegt 

an dem österreichischen Parteiensystem, das in den letz-

ten 20 Jahren diverser geworden ist. Die großen Parteien 

haben dadurch Mitglieder an die neuen Parteien verlo-

ren. Hinzu kommt eine geringere Bereitschaft, in Parteien 

einzutreten (Plasser/Urban 2006: 364). Dies gilt ebenso 

für die Niederlande, Deutschland, Norwegen und Däne-

mark, denn auch dort ist es nicht nur die sozialdemokrati-

sche Partei, die Mitglieder verliert, sondern alle größeren 

Parteien sind von einem Mitgliederschwund betroffen 

(Lepszy/Wilp 2009: 428; Groß/Rothholz 2009: 180; Stef-

fen 2006: 96; Ismayr 2009: 542).

Die Überalterung der Mitglieder ist vor allem für die SPD 

und die SPÖ ein Problem. Nach SPD-Angaben stagniert in 

den letzten zehn Jahren der Mitgliederbestand der unter 

35-Jährigen bei zehn Prozent und die Gruppe mittleren 

Alters nimmt im Gegensatz zur Gruppe der Älteren aber 

immer weiter ab. Schafft die SPD es nicht, zumindest 

den natürlichen Verlust an älteren Mitgliedern durch den 

Neueintritt von jüngeren Mitgliedern auszugleichen, wird 

sie immer weiter schrumpfen, auch wenn es keine gro-

ßen Austrittswellen mehr geben sollte. In Österreich sind 

vor allem die unter 30-Jährigen und Männer seltener in 

Parteien vertreten als noch vor 30 Jahren (Plasser/Urban 

2006: 364).

Einen inhaltlichen Kurswechsel und einen damit einher-

gehenden Verlust an Mitgliedern haben die Labour Party 

und die SPD am Anfang des 21. Jahrhunderts erlebt. 

Beide haben weitreichende Reformen im sozialstaatli-

chen Bereich durchgeführt. Die hier vorliegende Zeitreihe 

kann für die Labour Party den Zusammenhang zwischen 

Kurswechsel und Mitgliederverlust nicht komplett bestä-

tigen, da die »New Labour« genannte Neuausrichtung 

schon Anfang der 1990er Jahre begann. Blickt man aber 

weiter zurück, verliert Labour tatsächlich seit 1992 einen 

Großteil seiner Mitglieder (Sturm 2009: 288). Für die SPD 

lässt sich dieser Zusammenhang in der hier vorliegenden 

Zeitreihe darstellen, da zwischen 2003 und 2004, als die 

Entscheidung für die »Agenda 2010« fiel, die Mitglie-

derzahlen deutlich zurückgingen. Erst 2008, drei Jahre 

nach dem Ende der Ära Schröder, schwächten sich die 

Mitgliederverluste der SPD wieder ab.

Die SLD stellt einen Sonderfall dar, denn der erste Mit-

gliederschwund fand zwischen 2001 und 2004 während 

einer Krise der SLD statt. Damals waren viele führende 

Persönlichkeiten der Partei in politische Skandale verwi-

ckelt. Hinzu kamen Probleme zwischen den Führungsper-

sönlichkeiten der SLD. Daraufhin spaltete sich 2004 die 

SDPL von der SLD ab. Die SDPL sieht sich als Vertreter des 

»Dritten Weges« der Sozialdemokratie (Ziemer/Matthes 

2009: 246).

Die PS hat zwar 35 Prozent hinzugewinnen können. Al-

lerdings fand der größte Zugewinn 2006 statt, seitdem 

verliert die Partei wieder konstant Mitglieder (Biezen u. a. 

2011: 20f). Im Jahr 2006 führte die PS die Möglichkeit 

ein, im ersten Jahr der Mitgliedschaft lediglich 20 Euro 

zu zahlen. Auf diese Kampagne hin gab es viele Eintritte, 

die aber nur teilweise der Partei längerfristig treu blieben. 

Hinzu kommt, dass der Zugewinn von 35 Prozent größer 

erscheinen mag, als er tatsächlich ist, da insgesamt rela-

tiv wenig Personen in der PS Mitglied sind und somit ein 

zahlenmäßig geringer Anstieg schnell zu einem hohen 

prozentualen Anstieg führen kann.

3.3 Zusammenfassung

Die hier vorgelegten Zahlen zeigen, dass fast alle unter-

suchten Parteien Mitglieder verloren haben. Jedoch ist 
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die Höhe der Verluste sehr unterschiedlich. Die Labour 

Party, die SPD, die SPÖ, die Socialdemokraterna und die 

SLD haben teils weit über 20 Prozent ihrer Mitglieder 

verloren. Die PSOE, die PvdA, die Arbeiderpartiet und die 

Socialdemokraterne haben weniger als zehn Prozent ih-

rer Mitglieder eingebüßt und die PS konnte sogar welche 

dazugewinnen. Die höchsten Verluste bei den Wähler-

stimmen finden sich ebenfalls in der ersten Gruppe. Die 

Sozialdemokratie in Polen und Deutschland hat die meis-

ten Wähler verloren, gefolgt von Österreich, Großbritan-

nien und Schweden. Interessant ist, dass die Verluste der 

Wählerstimmen jedoch nicht unbedingt bedeuten, dass 

die Parteien der Sozialdemokratie seltener an der Regie-

rung beteiligt wären. Wie Weßels zeigt, sind die Regie-

rungsbeteiligungen der sozialdemokratischen Parteien in 

den hier untersuchten Ländern in den letzten zehn Jah-

ren sogar gestiegen (Weßels 2010: 23).

Insgesamt hatten die hier untersuchten Parteien 2000 

noch 2 400 647 Mitglieder. In den letzten zehn Jahren 

ist diese Zahl um 24 Prozent auf 1 663 076 Mitglieder 

gefallen. Ob die Mitgliederverluste in den meisten der 

hier untersuchten Parteien tatsächlich aus der geringeren 

Bereitschaft der Bevölkerungen, in Parteien einzutreten, 

resultieren, kann in dieser Studie nicht abschließend ge-

klärt werden. Dazu müsste die Entwicklung aller Parteien 

der betreffenden Länder miteinander verglichen werden. 

Jedoch lässt sich feststellen, dass alle sozialdemokrati-

schen Parteien, bis auf die PS, von einem Mitgliederver-

lust betroffen sind. Darauf müssen die Parteien reagieren.

4. Möglichkeiten der Mitbestimmung 
in den Parteien

Parteien sind Organisationen, die klaren Zwecken dienen: 

Bestimmung eines politischen Kurses, Rekrutierung poli-

tischen Personals und Mobilisierung von Wählerstimmen. 

Sie brauchen Mitglieder, um Interessen zu Politikvorstel-

lungen zu aggregieren, politisches Personal auszubilden 

und Wahlkampf zu führen. In fast allen Parteien wird 

darüber nachgedacht, die Partei als Organisation attrak-

tiver zu machen. In diesem Kapitel werden daher die Par-

teistatuten, die festlegen, welche Rechte die Mitglieder 

haben, im Hinblick auf Ähnlichkeiten und Unterschiede 

untersucht. Dafür werden folgende Punkte miteinander 

verglichen:

1. Wahl des Parteivorsitzes

2. Wahl der Vertreter der Delegiertenkonferenzen

3. Verteilung des Antragsrechts

4. Zusammensetzung des erweiterten Parteivorstandes

5. Möglichkeit eines Parteireferendums

6. Wahl der Parlamentskandidaten

7.  Institutionelle Verbindungen zu anderen Organisati-

onen

8. Möglichkeiten der Mitarbeit ohne Mitgliedschaft

4.1 Wahl des Parteivorsitzes

Bei einer Direktwahl sind zwei Aspekte zu bedenken: 

Die Direktwahl des Parteivorsitzenden könnte zu einem 

häufigen Wechsel an der Spitze führen, Parteivorsitzende 

könnten schneller für negative Entwicklungen abgestraft 

werden und weniger Möglichkeiten haben, langfristige 

Politiken zu entwickeln. Des Weiteren ist fragwürdig, ob 

eine Direktwahl zu einer erhöhten Mobilisierung der Mit-

glieder führt. In der Wahlforschung wird angenommen, 

dass die Entscheidung, zur Wahl zu gehen, mit der Ein-

schätzung zu tun hat, wie viel die eigene Stimme verän-

dern kann. Wenn der Eindruck entsteht, dass die eigene 

Stimme keinen Einfluss auf den Wahlausgang hat, ist die 

Motivation vergleichsweise gering. Dies ist vor allem bei 

relativ klaren Wahlausgängen der Fall. Auf der anderen 

Seite müssen die Wähler davon überzeugt sein, dass sie 

mit ihrer Entscheidung auch eine substanziell wichtige 

Wahl treffen können, und nicht, dass es keinen Unter-

schied zwischen den Alternativen gibt (Blais 2000).

In Tabelle 3 ist zu erkennen, dass bis auf die PS und die 

Labour Party alle hier untersuchten Parteien ihre Vorsit-

zenden auf einer Delegiertenkonferenz wählen. Das Sta-

tut der Socialdemokraterne lässt eine Entscheidung aller 

Mitglieder über den Parteivorsitz nur dann zu, wenn die 

Delegiertenkonferenz sich nicht auf einen Kandidaten ei-

nigen konnte. In der PS gibt es seit 1995 die Regel, dass 

es ein Votum aller Mitglieder bedarf, um den Parteivorsit-

zenden zu ermitteln. Diese Regelung erfolgte im Rahmen 

einer innerparteilichen Reform, um den Mitgliedern mehr 
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Mitbestimmungsrechte zu geben. Die Partei gab sich 

gleichzeitig ein neues Programm und wollte insgesamt 

bürgernäher werden (Kempf 2009: 378). Labour hat 

schon 1993 ihr Statut geändert und eingeführt, dass ein 

Votum der Mitglieder zur Ermittlung des Parteivorsitzen-

den stattfinden muss (Sturm 2009: 288f). Dabei werden 

alle Mitglieder aufgerufen, ihre Stimme abzugeben. Die 

Stimmen gehen, neben den Stimmen der Parlamentarier 

und der Mitglieder der angegliederten Organisationen, 

zu einem Drittel in das Gesamtergebnis ein.

Tabelle 4 zeigt, dass bis auf die SPD und die SLD alle eu-

ropäischen Parteien relativ selten ihren Vorsitz wechseln. 

Die SPD hat es in den letzen zehn Jahren auf sechs Wech-

sel an der Parteispitze gebracht, die SLD auf vier. Somit 

sind die Parteien, die ihren Vorsitzenden direkt wählen, 

nicht instabiler als die Parteien mit einem indirekt ge-

wählten Vorsitz.

Bleibt die Frage, ob denn die Parteimitglieder überhaupt 

motiviert sind, an den Wahlen zum Vorsitzenden teilzu-

nehmen, und somit die Wahl von den Mitgliedern als 

eine gute Möglichkeit zu mehr Mitbestimmung ange-

nommen wird. An den Wahlen zum Vorsitz der PS im 

Jahr 2008 beteiligten sich 137 116 von 232 912 Partei-

mitgliedern, also 57 Prozent (Parti Socialiste 2008). Die 

allgemeine Wahlbeteiligung zur Assemblée Nationale 

betrug 2007 60,4 Prozent. Bei den Wahlen des Labour-

vorsitzenden 2010 beteiligten sich 123 063 Mitglieder, 

das sind 69 Prozent (Labour Party 2010). Die allgemeine 

Tabelle 3: Wahl des Parteivorsitzes, Delegiertenkonferenz und Antragsrecht

Partei 1. Wahl des Parteivorsitzes 2. vertreter der delegierten-
konferenz

3. Antragsrecht

PS Alle Mitglieder (Statuts: Art. 7.14) Gewählte Delegierte  
(Statuts: Art. 6.3)

Keine Angabe

Labour Alle Mitglieder  
(Rule Book:  Kapitel 4)

Gewählte Delegierte, angegliederte 
Organisationen haben eigene Dele-
gierte (Rule Book: Kapitel 3)

2. Ebene (Rule Book: Kapitel 3)

PvdA Delegiertenkonferenz  
(Partijbestuur: Art. 16)

Gewählte Delegierte haben Perso-
nenstimmrecht. Alle Mitglieder ha-
ben Rede- und Antragsrecht sowie 
Stimmrecht über inhaltliche An-
träge (Partijbestuur: Art. 16)

Alle Mitglieder  
(Partijbestuur: Art. 16)

Socialdemokraterna Delegiertenkonferenz 
 (Constitution: § 7, Art. 2)

Gewählte Delegierte  
(Constitution: § 5)

Alle Mitglieder  
(Constitution: § 4, Art. 12)

SLD Delegiertenkonferenz (Statut: 
Art.19)

Gewählte Delegierte  
(Statut: Art. 19)

Keine Angabe

Socialdemokraterne Delegiertenkonferenz, bei Unei-
nigkeit alle Mitglieder (Love:§ 12)

Gewählte Delegierte  
(Love: § 12)

1. Ebene  
(Love: § 12)

Arbeiderpartiet Delegiertenkonferenz  (Vedtekter: 
§ 6)

Gewählte Delegierte  
(Vedtekter: § 6)

1. Ebene  
(Vedtekter: § 6)

SPÖ Delegiertenkonferenz 
 (Organisationsstatut: § 33)

Gewählte Delegierte, müssen nicht 
Mitglied sein  
(Organisationsstatut: § 28)

2. Ebene  
(Organisationsstatut: § 28)

SPD Delegiertenkonferenz 
 (Organisationsstatut: § 20)

Gewählte Delegierte  
(Organisationsstatut: § 15)

1. Ebene  
(Organisationsstatut: § 8)

PSOE Delegiertenkonferenz (Estatutos 
Federales: Titel 4, Kapitel 1)

Gewählte Delegierte (Estatutos 
 Federales: Titel 4, Kapitel 1)

1. Ebene (Estatutos Federales: 
Kapitel 1, Art. 27)

SD Delegiertenkonferenz,  
 (Statut: Art. 20)

Delegierte auch aus den Arbeits-
gruppen (Statut: Art. 22)

1. Ebene (Statut: Art. 49)

SDPL Delegiertenkonferenz  
(Statut: Art. 15)

Gewählte Delegierte  
(Statut: Art. 15)

Keine Angabe
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Wahlbeteiligung zum House of Commons betrug 2010 

65,1 Prozent. Für beide Parteien kann somit festgestellt 

werden, dass es eine rege Beteiligung an den Wahlen 

zum Vorsitzenden gibt, es beteiligen sich aber bei weitem 

nicht alle Mitglieder. Die Mobilisierung liegt leicht höher 

als bei den Parlamentswahlen, jedoch wäre zu erwar-

ten gewesen, dass sie näher an die 100-Prozent-Marke 

kommt. Die Direktwahl des Vorsitzenden stellt folglich 

keine Möglichkeit dar, alle Mitglieder aktiv einzubinden.

4.2 Vertreter der Delegiertenkonferenz

Da in den meisten Parteien der Vorsitz auf einer Konfe-

renz gewählt wird, stellt sich die Frage, wer an diesen 

Konferenzen teilnehmen und somit den Vorsitz wählen 

darf. In den meisten der hier untersuchten Parteien wer-

den die Vertreter der Parteien als Delegierte entsendet 

(siehe Tabelle 3). In der SPÖ müssen die Delegierten aller-

dings nicht Parteimitglieder sein und in der slowenischen 

SD können neben den Parteiorganen auch die Arbeits-

gruppen Delegierte entsenden. Die PvdA ermöglicht al-

len Mitgliedern auf der Konferenz sogar Antrags-, Rede- 

und Stimmrecht, schließt davon aber Statuten- und Per-

sonalfragen aus. Außerdem dürfen die nicht gewählten 

Parteimitglieder nur 25 Prozent der Delegierten stellen. 

Auf der Labour-Party-Konferenz sind sowohl Delegierte, 

die von den Parteiorganen gewählt wurden, als auch De-

legierte der angegliederten Organisationen anwesend 

und stimmberechtigt.

Die Parteien, in denen keine direkte Wahl des Vorsitzes 

vorgesehen ist, ermöglichen also auch nicht auf ihrer 

Konferenz eine einfache Teilhabe. Um über Personen ab-

stimmen zu können, müssen sich die Mitglieder häufig 

über zwei Gliederungsebenen wählen lassen.

4.3 Antragsrecht

Auf den Parteitagen wird die inhaltliche Neuausrichtung 

der Parteien bestimmt. Wenn also die aktive Teilnahme 

mit Stimmrecht relativ kompliziert ist, stellt sich die Frage, 

ob auf die inhaltliche Ausrichtung einfacher Einfluss ge-

nommen werden kann. Die Möglichkeit, Anträge zum 

höchsten Parteigremium zu stellen, ist in den meisten 

hier untersuchten Parteien sehr offen gehalten. In der So-

cialdemokraterna und in der PvdA dürfen alle Mitglieder 

Anträge stellen, in der SPD, der PSOE, der Arbeiderpartiet 

und der Sociademokraterne sind die ersten Gliederungs-

ebenen dazu berechtigt. Die Labour Party und die SPÖ 

geben erst der zweiten Gliederungsebene ein Antrags-

recht (siehe Tabelle 3).

Die Parteien versuchen also bei den inhaltlichen im Ge-

gensatz zu den personellen Entscheidungen, verstärkt 

die Meinungen und Anregungen ihrer Mitglieder aufzu-

greifen. In allen Parteien sind die Hürden für einen inhalt-

lichen Antrag relativ niedrig.

4.4 Referendum

Eine weitere Möglichkeit, Einfluss auf die inhaltliche Aus-

richtung der Partei zu nehmen, stellt ein Referendum dar. 

Wie aus Tabelle 5 ersichtlich, besteht in der Hälfte der 

hier untersuchten Parteien die Möglichkeit, alle Mitglie-

der in einem Referendum über Inhalte entscheiden zu 

lassen. Ein Referendum ist die organisatorisch einfachste 

Methode für die inhaltliche Mitwirkung der Mitglieder. 

Denn in einem Referendum geht es darum, eine strittige 

Frage so klar und einfach zu formulieren, dass die Mit-

glieder sich entweder dafür oder dagegen entscheiden 

können. So kann ein Referendum wie eine Wahl durch-

geführt werden.

Tabelle 4: Anzahl der Wechsel des Parteivorsitzes

Partei zahl der Führungswechsel 
2000–2010

PS 1

Labour 2

PvdA 2

Socialdemokraterna 2

SLD 4

Socialdemokraterne 2

Arbeiderpartiet 1

SPÖ 2

SPD 6

PSOE (Generalsekretär) 1

SD 0

SDPL 1
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Allerdings wirft dies auch Probleme auf, wie die Debatte 

um die Einführung von Volksentscheiden zeigt. Skeptiker 

argumentieren, dass Volksentscheide keinen Raum für 

Verhandlungen und Kompromisse lassen. Befürworter 

führen als Argument die sonst geringen Möglichkeiten 

an, in bevölkerungsreichen Staaten Einfluss auf die Politik 

zu nehmen (Merkel 2011: 11). Betrachtet man aber die 

relativ geringe Anzahl der Parteimitglieder, muss gesagt 

werden, dass ein Referendum nicht das einzige Mittel 

sein sollte, effektiv inhaltliche Entscheidungen zu tref-

fen. Andere Möglichkeiten, Inhalte offen zu diskutieren, 

ohne dass sofort eine Ja/Nein-Entscheidung getroffen 

werden muss, wären für die sozialdemokratischen Par-

teien durchaus vorstellbar.

4.5 Aufstellung der Parlamentskandidaten

Die zweite wichtige Personalentscheidung in Parteien ist 

neben der Wahl des Vorsitzes die Aufstellung der Kan-

didaten zum nationalen Parlament. Tabelle 5 gibt hier 

einen Überblick. In der Socialdemokraterna und der SPD 

werden die Kandidaten zum Parlament von der zwei-

ten Gliederungsebene in einer Delegiertenkonferenz ge-

wählt. Die Mitglieder der jeweiligen Gliederung der SPD 

können sich aber für eine Wahl durch eine Vollversamm-

lung aussprechen. In der SLD und der PvdA werden die 

Kandidaten für das Nationalparlament vom Bundespar-

teitag gewählt. In der SPÖ und in der PSOE werden seit 

Ende der 1990er Jahre Mitglieder und Nichtmitglieder 

durch Vorwahlen an der Kandidatenaufstellung beteiligt 

(Barios 2009: 741). Allerdings ratifiziert in der PSOE am 

Ende der Parteirat die Listen für das Parlament und hat 

somit die letzte Entscheidungsmacht. In den anderen Par-

teien werden die Kandidaten durch Vollversammlungen 

der jeweiligen Gliederungsebene bestimmt. Die Prozedur 

der Kandidatenaufstellung ist natürlich vom Wahlsystem 

beeinflusst. In den Ländern, in denen ein Direktkandidat 

gefunden werden muss, bestimmt auch die zutreffende 

Wahlkreisgliederung über den Kandidaten, jedoch nicht 

in allen Ländern durch eine Vollversammlung. Die Mit-

bestimmung aller Mitglieder ist bei der Kandidatenauf-

stellung teils sehr begrenzt, wenn auch weniger einge-

schränkt als bei der Wahl des Vorsitzes.

4.6 Vertretung von Organisationen  
im erweiterten Vorstand

Eine andere Möglichkeit, Parteimitglieder stärker und 

gleichberechtigter einzubinden, besteht darin, den Un-

tergruppen eine Mitarbeit in dem wichtigsten Entschei-

dungsgremium zuzusichern. In sieben der hier unter-

suchten Parteien gibt es die Festlegung, dass Vertreter 

Tabelle 5: Referendum und Aufstellung der Parlamentskandidaten

Parteien 4. Referendum 5. Aufstellung der Parlamentskandidaten

PS Ja (Statuts: Art. 6.11) Vollversammlung (Statuts: Art. 7.11)

Labour Nein Vollversammlung (Rule Book: Kapitel 5)

PvdA Nein Durch Delegierte 4. Ebene (Partijbestuur: Art. 16)

Socialdemokraterna Ja (Constitution: § 11) Durch Delegierte in 2. Ebene  
(Constitution: Rules for the nomination of candidates)

SLD Nein Bundesparteitag

Socialdemokraterne Nein Vollversammlung (Love: § 7)

Arbeiderpartiet Ja (Vedtekter: § 9) Vollversammlung (Retningslinjer: 9)

SPÖ Ja (Organisationsstatut: § 7) Mitglieder und Nichtmitglieder an Vorwahlen beteiligt  
(Organisationsstatut: § 7)

SPD Ja (Organisationsstatut: § 13) Durch Delegierte in 2. Ebene (Vollversammlung möglich)  
(Organisationsstatut: § 10)

PSOE Nein Parteirat, höchste Ebene  
(Normativa Reguladora de los Cargos publicos: Kapitel 3)

SD Nein Keine Angabe

SDPL Ja (Statut: Art. 30) Delegiertenkonferenzen 4. Ebene (Statut: Art. 22)
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von Parteiunterorganisationen im erweiterten Parteivor-

stand vertreten sein müssen. Um welche Gruppen es sich 

im Einzelnen handelt, wird aus Tabelle 6 ersichtlich. Die 

einzige Untergruppe, die in allen der sieben Parteien be-

teiligt werden muss, sind die Vertreter der Jugendorgani-

sationen. In vier der hier untersuchten Parteien sind Ar-

beitnehmergruppen in den Vorständen vertreten. In der 

Socialdemokraterna haben die Untergruppen aber nur 

Rederecht. Häufig gehören zu den erweiterten Vorstän-

den noch Mitglieder der Fraktionen, Regierungsvertreter 

und regionale Vertreter. Vertreter von außerparteilichen 

Organisationen sind nur in den Vorständen der SPD zu-

gelassen und im erweiterten Vorstand der Labour Party. 

Bei beiden Parteien haben die angegliederten Organisati-

onen ab einer gewissen Mitgliedergröße die Möglichkeit, 

Vorstände zu entsenden.

4.7 Angegliederte Organisationen

Neben einer verstärkten Einbindung der Mitglieder kann 

eine Partei auch versuchen, andere ihr nahestehende Or-

ganisationen institutionell einzubinden. So können indi-

rekt Anhänger gewonnen und politische Ziele und Strate-

Tabelle 6: Erweiterter Vorstand, angegliederte Organisationen und Mitarbeiter ohne Mitgliedschaft

Partei 6. vertretung von Organisationen im  
erweiterten vorstand

7. Angegliederte 
 Organisationen

8. Mitarbeit ohne 
 Mitgliedschaft

PS Keine Angabe Nein Ja, in 1. Ebene 
(Art. 12.1)

Labour Young Labour, Fraktionsvorsitzende, Vertretung von 
Gewerkschaften möglich (Rule Book: Kapitel 1)

Ja Ja, durch angegliederte 
Organisationen  
(Rule Book: Kapitel 1)

PvdA Vorsitzenden der Fraktionen, aus einem Mitglied der 
jungen Partei und aus dem Vorsitzenden der Wiardi 
Beckman Stiftung mit beratender Stimme (Partij-
bestuur: Art. 20)

Nein Nein

Socialdemokraterna Frauen-, Jugend-, Christlichen-, und Studenten-
organisationen, aber nur Rederecht  
(Constitution: § 7, Art. 2)

Ja (Constitution: Con-
stitution for the local 
branches of the Social 
Democratic party: § 2)

Ja (Constitution: Con-
stitution for the local 
branches of the Social 
Democratic party: § 2)

SLD Nein Nein Nein

Socialdemokraterne Ein Mitglied der Jugendorganisation der Partei (Dan-
marks Socialdemokratiske Ungdom), regionale Vertre-
tungen und Mitglieder der Fraktionen (Love: § 13)

Nein Nein

Arbeiderpartiet Nein Nein Nein

SPÖ Präsidium und Parteivorstand: Regierungsvertreter, 
Pensionistenverband, Jugendorganisationen, Frauen-
verband, Gewerkschaftsrat (Organisationsstatut: § 53)

Nein In Projektgruppen, 
 dadurch auch als Dele-
gierte (Organisations-
statut: § 28)

SPD Im Parteirat: Gewerkschaftsrats, Sozialistische  Jugend 
Deutschlands (SJD), Fraktionsmitglieder,  regionale 
Vertreter, Regierungsvertreter, Seniorenrat, Jusos, alle 
Bundesarbeitsgruppen, Geschäftsführer   
(Organisa tionsstatut: § 28)

Nein In Arbeitsgemeinschaf-
ten (Organisationssta-
tut: § 10)

PSOE Nein Ja (Estatutos Federales: 
Titel 2, Art. 13.2)

Ja, in 1. Ebene  
(Estatutos Federales: 
 Titel 1, Kapitel 3)

SD Arbeitnehmerorganisation, Frauenorganisation, Frak-
tionsmitglieder, regionale Vertreter und die Junge Par-
tei (Statut: Art. 24)

Nein Ja, in Arbeitsgruppen  
(Statut: Art. 16)

SDPL Nein Nein Nein
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gien abgesprochen werden. Wie in Tabelle 6 zu erkennen 

ist, sehen drei Parteien in ihren Statuten eine institutio-

nelle Verbindung zu anderen Organisationen vor:

Die PSOE erwähnt, dass Kooperationen theoretisch mög-

lich sind, führt dies dann aber nicht weiter aus.

Die Socialdemokraterna sieht eine Kooperation mit an-

deren Organisationen oder Gewerkschaften vor. Diese 

Kooperation trat an die Stelle der Kollektivmitgliedschaft 

von Gewerkschaften in der Socialdemokraterna, die 

1990 abgeschafft wurde (Jahn 2009: 128). Die ange-

gliederten Gewerkschaften haben das Recht, in der Glie-

derung mitzuarbeiten und besitzen auf dieser Ebene die 

gleichen Rechte wie die Individualmitglieder. Die ange-

gliederten Organisationen haben das Recht, Kandidaten 

vorzuschlagen, und dürfen sich an der Wahl der Kandi-

daten für das Nationalparlament beteiligen.

Die Labour Party bietet den angegliederten Organisati-

onen den größten Raum, um auf Parteientscheidungen 

Einfluss zu nehmen. Diese können in den Gliederungen 

der Labour Party mitarbeiten, an den Konferenzen aktiv 

teilnehmen und den Parteivorsitzenden wählen.

In den meisten Fällen handelt es sich bei den angeglieder-

ten Organisationen um Gewerkschaften, auch wenn die 

Statuten dies theoretisch offenlassen. Diese Regelungen 

sind entstanden, als die Gewerkschaften ihre Kollektiv-

mitgliedschaft in der Labour Party bzw. der Socialdemo-

kraterna aufgegeben haben.

4.8 Mitarbeit ohne Mitgliedschaft

Der weitestgehende Schritt, um dem Mitgliederverlust 

entgegenzutreten, ist die Öffnung der Mitarbeit für Per-

sonen ohne Parteibuch. Tabelle 6 zeigt, dass es in der 

Hälfte der hier untersuchten Parteien möglich ist, ohne 

Parteimitgliedschaft in der Partei mitzuarbeiten. In der 

SPD und SD geschieht dies in inhaltlichen Arbeitsgemein-

schaften, in der SPÖ in inhaltlichen Projektgruppen. In 

der PS und der PSOE kann auf der ersten Gliederungs-

ebene mitgearbeitet werden. Die Mitarbeit in der Social-

demokraterna und der Labour Party ist wie oben erwähnt 

durch die Mitgliedschaft in angegliederten Organisatio-

nen möglich.

In der Diskussion um die Mitarbeit ohne Mitgliedschaft 

stellen sich aber Fragen nach der Legitimation. Mit wel-

cher Berechtigung sollten Personen, die sich der Partei 

nicht angeschlossen haben, über deren Ausrichtung be-

stimmen können? Wie soll die Mitarbeit dieser Personen 

geregelt werden, ohne die Mitgliedschaft insgesamt zu 

entwerten? Daher gilt es, einerseits durch die Beteiligung 

von Nichtmitgliedern Personen für eine Mitarbeit in der 

Tabelle 7: Überblick zur Mitbestimmung

1. 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. Summe Saldo Mitgliederzahlen in Prozent

PS + – . + + . – + 4 +25,71

Labour + + – – + + + + 6 –42,93

PvdA – + + – – + – – 3  –6,71

Socialdemokraterna – – + + – + + + 5 –34,21

SLD – – . – – – – – 0 –41,56

Socialdemokraterne – – + – + + – – 3  –8,43

Arbeiderpartiet – – + + + – – – 3  –4,98

SPÖ – – – + – + – + 3 –28,45

SPD – – + + – + – + 4 –31,66

PSOE – – + – – – + + 3 –51

SD – – + – . + – + 3

SDPL – – . + – – – – 1

Summe 2 2 7 6 4 7 3 7
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Partei zu gewinnen, andererseits jedoch die Grundlage 

für legitime Entscheidungen innerhalb der Partei nicht 

zu gefährden.

4.9 Zusammenfassung

Die Möglichkeiten der innerparteilichen Mitbestimmung 

werden von den Parteien unterschiedlich genutzt. Zu-

nächst fällt auf, dass die SLD die einzige Partei ist, die 

keine der hier untersuchten Möglichkeiten anwendet. 

Die Labour Party eröffnet ihren Mitgliedern dagegen die 

meisten Mitbestimmungswege.

Ein direkter Zusammenhang zwischen den Möglichkei-

ten der Mitbestimmung und dem Verlust von Parteimit-

gliedern kann allerdings nicht festgestellt werden. Die 

PS als die einzige Partei ohne Verluste bietet relativ viele 

Möglichkeiten für einfache Mitglieder, an Entscheidun-

gen teilzuhaben. Die Labour Party tut dies jedoch auch, 

ermöglicht es darüber hinaus auch angegliederten Orga-

nisationen mitzuarbeiten, und hat trotz allem drastische 

Mitgliederverluste hinnehmen müssen. Die Arbeiderpar-

tiet hingegen ist eine der Parteien, die die Möglichkeiten 

einer offenen Mitbestimmung kaum nutzt, hat aber am 

wenigsten Mitglieder verloren.

Insgesamt lässt sich feststellen, dass Personalentschei-

dungen relativ eindeutig Delegiertenentscheidungen 

sind, lediglich in zwei Parteien können alle Mitglieder 

über den Vorsitz der Partei entscheiden und nur in fünf 

Parteien werden die Kandidaten zum Nationalparlament 

von einer Vollversammlung bestimmt. Hingegen ist es in 

allen Parteien relativ einfach, durch inhaltliche Anträge 

einen Diskussionsanstoß zu liefern. Allerdings wird dann 

die Möglichkeit der Mitglieder, über diesen Diskussions-

anstoß zu entscheiden, stark eingeschränkt.

Denn entschieden wird im Hauptgremium der Partei und 

dies ist in allen Fällen eine Delegiertenversammlung, in 

die ein Mitglied nur gelangen kann, wenn es durch zwei 

oder drei Gliederungen gewählt wurde. Die meisten der 

hier untersuchten Parteien bieten ihren Untergruppen 

eine institutionalisierte Mitarbeit im Vorstand an und ver-

suchen so, die Mitarbeit innerhalb der Partei in die Breite 

zu tragen, jedoch auch hier nur durch Delegierte der je-

weiligen Gruppen. Institutionelle Bindungen zwischen 

Organisationen und Parteien sind selten vorhanden, die 

Mitarbeit ohne Parteibuch ist zwar häufig möglich, je-

doch eher symbolisch und auf der untersten Gliederungs-

ebene angesiedelt.

So bleibt es bei der klassischen Form der Parteiarbeit für 

Mitglieder, die relativ wenig Entscheidungsgewalt haben, 

und die nur dann Einfluss ausüben können, wenn es ent-

weder darum geht, den Kandidaten zur Wahl des Parla-

mentes zu bestimmen – aber für den sollen sie später 

auch Wahlkampf machen – oder um die Wahl von Dele-

gierten zu Kongressen, auf denen dann über die inhalt-

liche Ausrichtung entschieden wird. Direkt können die 

Mitglieder selten über diese inhaltliche Ausrichtung ent-

scheiden. Die Parteien betrachten ihre Mitglieder somit 

noch immer vor allem als Wahlkämpfer, die zu gewissen 

Zeiten aktiviert werden können. Eine dauerhafte Mitbe-

stimmung und Möglichkeiten der aktiven Einflussnahme 

auf Entscheidungen werden nur Delegierten ermöglicht. 

Diese Form der geschlossenen Partizipation entspricht 

aber nicht mehr unbedingt den heutigen Vorstellungen 

der europäischen Bevölkerung.

5. Abschlussbemerkungen

Alle sozialdemokratischen Parteien zusammen haben in 

den letzten zehn Jahren 24 Prozent ihrer Mitglieder ver-

loren. Einzig die PS konnte um 35 Prozent zulegen, ver-

liert aber in den letzten Jahren auch wieder Mitglieder. 

Der Rückgang der Mitgliederzahlen in den vergangenen 

drei Jahren kann für alle Parteien mit einer geringen Be-

reitschaft der gesamten Bevölkerung, sich in politischen 

Parteien zu engagieren, begründet werden. Diese gerin-

gere Bereitschaft wird unter anderem auf die fehlenden 

Möglichkeiten der innerparteilichen Mitbestimmung zu-

rückgeführt. Somit sind alle Parteien mit demselben Pro-

blem konfrontiert. Es stellte sich daher die Frage, wie die 

Parteien den Mitgliederschwund auffangen und auf wel-

che Weise sie wieder mehr Mitglieder gewinnen können.

Da die Aufgabe der Parteien darin besteht, neues poli-

tisches Führungspersonal zu rekrutieren und auf Prob-

leme in den Gesellschaften mit politischen Vorschlägen, 

die dem Wählerwillen entsprechen, zu reagieren, stellt 

der Mitgliederverlust ein organisatorisches Problem dar. 

Denn es müssen aus weniger Mitgliedern eine ähnliche 

Anzahl an Führungspersonen gewonnen werden, und es 

müssen mit weniger Mitgliedern immer noch Inhalte fest-

gelegt werden, die die gesamte Bevölkerung oder zumin-

dest den Wählerwillen der Partei widerspiegeln. Daher 
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wurde in dieser Arbeit analysiert, welche Möglichkeiten 

der Mitbestimmung die Statuten der Parteien vorsehen. 

Bis auf die SLD bieten alle Parteien ihren Mitgliedern er-

weiterte Mitbestimmungsmöglichkeiten an. Sie können 

bei der Wahl der Kandidaten für die Parlamente mitbe-

stimmen, inhaltliche Anträge einbringen und in Partei-

untergruppen mitarbeiten. Nur wenige Parteien gehen 

weiter und ermöglichen einen Mitgliederentscheid über 

den Parteivorsitz oder eine Rede- und Antragsrecht für 

einfache Mitglieder auf Delegiertenkonferenzen. Doch 

lässt sich kein direkter Zusammenhang zwischen der Mit-

gliederentwicklung und den Partizipationsmöglichkeiten 

von Parteimitgliedern herstellen.

Dennoch fällt auf, dass die meisten Parteien ihren Mit-

gliedern weiterhin die Rolle der passiven Wahlkämpfer 

zuschreiben. Entscheidungen treffen zumeist nur Dele-

gierte. Den Mitgliedern bleibt es überlassen, Vorschläge 

zu machen und die Kandidaten mitzubestimmen, für die 

sie später dann Wahlkampf machen sollen. Diese pas-

sive Form der Partizipation erscheint aber für die heutige 

Gesellschaft nicht mehr angemessen. Mitgliederentwick-

lung hin oder her, um sich den neuen Vorstellungen der 

Gesellschaft von Teilhabe und Engagement anzupassen, 

müssen die Parteien sich weiter öffnen und mehr Mög-

lichkeiten der direkten Mitbestimmung und Mitarbeit 

bieten.
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